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zu außergewöhnlichen Immissionssituationen führen oder 
führen können, unverzüglich der Staatlichen Umweltinspek­
tion beim Rat des Bezirkes und der Bezirks-Hygieneinspek­
tion zu melden. Das Meldeverfahren regelt der Minister für 
Umweltschutz und Wasserwirtschaft. Bestehende Meldesy­
steme bleiben davon unberührt.

§ 17
Maßnahmen bei Beeinträchtigungen

Die Emittenten sind verpflichtet, mit den von den Luft­
verunreinigungen betroffenen Städten, Gemeinden und Be­
trieben zur Vermeidung bzw. Verminderung von Beeinträch­
tigungen zusammenzuwirken. Die Aufgaben zur Vermeidung 
bzw. Verminderung von Beeinträchtigungen durch Luftverun­
reinigungen sind in Kommunalverträge einzubeziehen. Zur 
Unterstützung der Maßnahmen der sozialistischen Land- und 
Forstwirtschaftsbetriebe sowie von Sparten des Verbandes der 
Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter haben die Emit­
tenten Verträge abzuschließen.

§ 18
Staub- und Abgasgeld

(1) Emittenten, die Emissionsgrenzwerte verletzen, haben 
an den Rat des Bezirkes, in dessen Territorium die Anlagen 
liegen, für den Zeitraum der Verletzung der Emissionsgrenz­
werte Staub- und Abgasgeld zu zahlen. Das Staub- und Ab­
gasgeld wird durch Bescheid des Leiters der Staatlichen Um­
weltinspektion bei den Räten der Bezirke festgelegt. Staub­
und Abgasgeld ist als gesellschaftlich nicht notwendige Auf­
wendung zu behandeln.

(2) Die Leiter der Betriebe sind verpflichtet, die Ursachen 
für die Verletzung der Emissionsgrenzwerte zu analysieren 
und die erforderlichen Maßnahmen zur Einhaltung der Emis­
sionsgrenzwerte zu veranlassen.

(3) Das Staub- und Abgasgeld ist durch die Räte der Bezirke 
im Zusammenwirken mit den Räten der Kreise schwerpunkt­
mäßig den Städten und Gemeinden, die von den Auswirkun­
gen der Emissionen besonders betroffen sind, zur Durchfüh­
rung von Maßnahmen gemäß § 12 Abs. 1 zur Verfügung zu 
stellen. Den von den Auswirkungen der Emissionen beson­
ders betroffenen Sparten der Imker des Verbandes der Klein­
gärtner, Siedler und Kleintierzüchter sind entsprechend der 
zwischen den Leitern der zuständigen Organe vereinbarten 
Verfahrensweise, auf begründeten Antrag und unter Nach­
weis des Schadens, Mittel aus dem Staub- und Abgasgeld zur 
Verfügung zu stellen.

§ 19
Entscheidungen

Entscheidungen und Auflagen nach § 10 Abs. 2 letzter Satz, 
§ 11 Abs. 3, § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 3, § 15 Absätze 1 und 3 und 
§ 18 Abs. 1 haben schriftlich zu ergehen, sind zu begründen 
und haben eine Rechtsmittelbelehrung zu enthalten. Sie sind 
den Adressaten auszuhändigen oder zuzusenden.

§20
Beschwerdeverfahren

(1) Gegen die Entscheidungen und Auflagen gemäß § 19 
kann Beschwerde eingelegt werden. Entscheidungen, die der 
Vorsitzende des Rates des Bezirkes getroffen hat, sind end­
gültig.

(2) Die Beschwerde ist schriftlich unter Angabe der Gründe 
innerhalb einer Frist von 2 Wochen nach Zugang der Entschei­
dung oder Auflage bei dem Leiter einzulegen, der diese ge­
troffen hat.

(3) Uber die Beschwerde ist innerhalb von 2 Wochen nach 
ihrem Eingang zu entscheiden. Wird der Beschwerde nicht

oder nicht in vollem Umfang stattgegeben, ist sie innerhalb 
dieser Frist den Entscheidungsbefugten gemäß Abs. 6 zuzulei­
ten, die innerhalb weiterer 4 Wochen endgültig entscheiden. 
Der Beschwerdeführer ist von der Weiterleitung seiner Be­
schwerde zu informieren.

(4) Kann in Ausnahmefällen eine Entscheidung innerhalb 
der Frist nicht getroffen werden, ist rechtzeitig ein Zwischen­
bescheid unter Angabe der Gründe sowie des voraussichtli­
chen Termins der Entscheidung zu geben.

(5) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. Die 
für die Beschwerde Entscheidungsbefugten gemäß Abs. 6 kön­
nen die Durchführung der auferlegten Maßnahmen bis zur 
endgültigen Entscheidung aussetzen.

(6) Über Beschwerden gegen Entscheidungen und Auflagen 
gemäß § 11 Abs. 3 Satz 1, .§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 3, § 15 Abs. 1 
und § 18 Abs. 1 entscheidet der Vorsitzende des Rates des Be­
zirkes. Über Beschwerden gegen Auflagen gemäß § 15 Abs. 3 
entscheidet der Vorsitzende des Rates des Bezirkes oder Krei­
ses und bei Beschwerden gegen eine Auflage, die von der Ab­
gasprüfstelle erteilt wurde, der Minister für Allgemeinen Ma­
schinen-, Landmaschinen- und Fahrzeugbau. Über Beschwer­
den gegen Entscheidungen des Leiters der Staatlichen Um­
weltinspektion des Ministeriums für Umweltschutz und Was­
serwirtschaft gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz entscheidet der 
Minister für Umweltschutz und Wasserwirtschaft.

(7) Entscheidungen über Beschwerden haben schriftlich zu 
ergehen, sind zu begründen und den Beschwerdeführern aus­
zuhändigen oder zuzusenden.

§21

Disziplinarmaßnahmen

Der Leiter der zuständigen Staatlichen Umweltinspektion, 
der zuständigen Staatlichen Hygieneinspektion, der Verkehrs- 
Hygieneinspektion des Medizinischen Dienstes des Verkehrs­
wesens der DDR oder der Abgasprüfstelle der DDR kann von 
den zuständigen Disziplinarbefugten verlangen, gegen Leiter, 
leitende Mitarbeiter oder Mitarbeiter, die Rechtspflichten auf 
dem Gebiet der Reinhaltung der Luft verletzt haben, auf der 
Grundlage der Rechtsvorschriften ein Disziplinarverfahren 
durchzuführen.

§22

Ordnungsstrafbestimmungen

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig
a) als Leiter oder leitender Mitarbeiter eines Betriebes Auf­

lagen gemäß § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 3, § 15 Absätze 1 und 
3 oder Rechtspflichten gemäß § 5 Absätze 3 und 4, § 7 
Abs. 2, § 14 Absätze 1 und .2, § 16 Abs. 6;

b) als Halter oder Betreiber von Kraftfahrzeugen und 
selbstfahrenden Arbeitsmaschinen Auflagen gemäß § 15 
Abs. 3

nicht oder mangelhaft erfüllt, kann mit einem Verweis oder 
einer Ordnungsstrafe von 10 M bis 500 M belegt werden.

(2) Eine Ordnungsstrafe bis 1 000 M kann bei vorsätzlichen 
Ordnungswidrigkeiten gemäß Abs. 1 Buchst, a ausgesprochen 
werden, wenn

a) die gesellschaftlichen Interessen grob mißachtet wurden,
b) die staatliche oder öffentliche Ordnung und Sicherheit 

erheblich beeinträchtigt wurden oder
' c) sie aus Vorteilsstreben oder wiederholt innerhalb von 

2 Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe geahndet 
wurden.

(3) Bei vorsätzlichen oder fahrlässigen Handlungen gemäß 
Abs. 1 Buchst, a, die zu einer erheblichen Verunreinigung der 
Luft führen oder führen können, kann eine Ordnungsstrafe 
bis zu 10 000 M ausgesprochen werden.


